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Beschlussvorschlag:
Die Gemeindevertretung Sterup beschließt die Satzung der Gemeinde Sterup  über die 
Entschädigung der Ehrenbeamten und Gemeindevertreter sowie der weiteren für die 
Gemeinde ehrenamtlich Tätigen (Entschädigungssatzung) in der vorliegenden Fassung. 
   
Sachverhalt:
Das Kommunale Prüfungsamt Nord hat sich anlässlich der durchgeführten Ordnungsprüfung 
vom 12.01. bis 13.03.2015 u. a. mit den gemeindlichen Regelungen zur Entschädigung der 
ehrenamtlich Tätigen befasst. 
Die Entschädigungssatzungen aller Gemeinden sind dabei angesehen worden. Eingehender 
geprüft wurden die Satzungen des Amtes sowie der Gemeinden Gelting, Hasselberg, 
Pommerby und Steinbergkirche. 
Die festgestellten „Mängel“ in den Entschädigungsregelungen der Gemeinden sind in den 
Bemerkungen 2 bis 9 des Prüfungsberichts aufgelistet worden.  Es handelt sich dabei z. B. 
um 

 Fehlende Entschädigungsregelungen für Ausschussmitglieder in zwei gemeindlichen 
Satzungen

 Fehlende ordnungsgemäße Bekanntmachungen der Entschädigungssatzungen in 
zwei Gemeinden 

 Nichtbeachtung des Abstandsgebotes gem. § 9 Abs. 2 der Entschädigungs-
verordnung für die Entschädigung der stellvertretenden Bürgermeister in drei 
Gemeinden 

 Fehlende Bestimmungen über festgelegte Auszahlungstermine (aus pragmatischen 
Gründen wird eine Auszahlung zum 15.06. und 15.12. eines Jahres vorgeschlagen) 
in zehn Gemeinden 

 Zum Teil fehlende bzw. fehlerhafte Beschlüsse zu der relativ neu eingeführten 
Arbeitsmittelpauschale für die Bürgermeister in zwei Gemeinden. 

Das KPA Nord weist darüber hinaus darauf hin, dass das Sitzungsgeld grundsätzlich 
auszuzahlen ist. Wenn das Sitzungsgeld auf ein gemeinsames Konto gezahlt werden soll 
(Gemeinde Niesgrau), muss jeder Anspruchsberechtigte sein schriftliches Einverständnis zu 
dieser Verfahrensweise erklären. Dasselbe gilt für die Auszahlung aller Sitzungsgelder der 
Mitglieder der Gemeindevertretung an den Bürgermeister zur Deckung der anfallenden 
Verzehrkosten in den Sitzungen (wie in Rabel). Das Einbehalten der Sitzungsgelder zur 
Abdeckung von Verzehrkosten für Feiern ist unzulässig (Praxis in mehreren Gemeinden).



Das KPA Nord empfiehlt zur Reduzierung des Verwaltungsaufwandes für die Bearbeitung 
der Entschädigungszahlungen, dass die Gemeinden versuchen, sich auf Amtsebene auf 
eine möglichst einheitliche Verfahrensweise bezüglich der Gewährung von 
Aufwandsentschädigungen und Sitzungsgeldern zu einigen. 
Da bei nahezu allen gemeindlichen Entschädigungssatzungen in irgendeiner Form 
Nachbesserungen notwendig sind, ist von der Verwaltung ein Entwurf für eine einheitliche 
Entschädigungssatzung  vorbereitet worden. Dieser Entwurf bietet den Gemeinden die 
Möglichkeit, die Höhe und die Form der jeweiligen Entschädigung individuell festzulegen, in 
vielen Bereichen jedoch nach einheitlichen Regeln zu verfahren. 
   
Finanzielle Auswirkungen:
Finanzielle Auswirkungen vorhanden Ja: x Nein:
Betroffenes Produktkonto:
Haushaltsansatz im lfd. Jahr: AfA / Jahr: 

Noch zur Verfügung stehende Mittel: 

   

Anlagen:
Entwurf für eine Entschädigungssatzung 
   



 

 

 

Satzung der Gemeinde  
Sterup  

über die Entschädigung der Ehrenbeamten und Gemeindevertreter 
sowie der weiteren für die Gemeinde ehrenamtlich Tätigen 

(Entschädigungssatzung) 
 

 
Aufgrund der §§ 4, 24 Abs. 1 und § 24 Abs. 3 der Gemeindeordnung für Schleswig-
Holstein (GO), aufgrund der Landesverordnung über die Entschädigung der in den 
Gemeinden, Kreisen und Ämtern sowie der bei den Zweckverbänden tätigen 
Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamten und ehrenamtlich tätigen Bürgerinnen und 
Bürgern (EntschVO) wird durch Beschluss der Gemeindevertretung  Sterup             
vom                    folgende Entschädigungssatzung erlassen: 
 
 

§ 1 
Grundsatz 

 
Ehrenbeamte, Gemeindevertreter und sowie ehrenamtlich tätige Bürger erhalten eine 
Entschädigung oder Auslagenerstattung nach dieser Satzung. 
 
 

§ 2 
Mitglieder der Gemeindevertretung, Ausschussmitglieder und 

Ausschussvorsitzende sowie ehrenamtlich tätige Bürger 
 

(1) Die Mitglieder der Gemeindevertretung erhalten für die Teilnahme an 
Sitzungen der Gemeindevertretung, der Ausschüsse, für die Teilnahme an 
sonstigen in der Hauptsatzung der Gemeinde  Sterup bestimmten 
Sitzungen ein Sitzungsgeld in Höhe von ??????  €. 
Alternativ:  
Die Mitglieder der Gemeindevertretung erhalten nach Maßgabe der 
Entschädigungsverordnung als Aufwandsentschädigung eine monatliche 
Pauschale in Höhe von ?zur Zeit 10 €. 
 

(2) Die nicht der Gemeindevertretung angehörenden Mitglieder der 
Ausschüsse erhalten für die Teilnahme an Sitzungen der Ausschüsse, in 
die sie gewählt sind und für sonstige Tätigkeiten für die Gemeinde ein 
Sitzungsgeld in Höhe von  ?zur Zeit 10 €. 
 

(3) Ausschussvorsitzende und bei deren Verhinderung ihre Stellvertreter 
erhalten für jede von ihnen geleitete Sitzung ein zusätzliches Sitzungsgeld 
in Höhe von  ?zur Zeit nicht €. 
 

(4) Die Mitglieder der Gemeindevertretung sowie die Ausschussmitglieder, die 
nicht der Gemeindevertretung angehören, erhalten für die Teilnahme an 
Sitzungen der Fraktionen, soweit sie der Vorbereitung der Sitzungen der 
gemeindlichen Gremien dienen, ein Sitzungsgeld in Höhe von zur Zeit 10 
€.  



 

 

Fraktionsvorsitzende erhalten eine Aufwandsentschädigung als monatliche 
Pauschale in Höhe von ?????? €. (bisher nur in Gelting) 

 
(5) Die Auszahlung der Sitzungsgelder erfolgt jeweils zum 15.6. und zum 

15.12. des Jahres.  
 

(6) Die für Erhebungen des Statistischen Landesamtes eingesetzten Zähler 
erhalten pro Stunde einen Betrag von ?zur Zeit 7 € €. 
 

(7) Die von der Gemeindevertretung bestellten Wegebeauftragen erhalten zur 
Abgeltung ihrer Aufwendungen einen Betrag von ?????? € je Einsatz. 

 
 

§ 3 
Bürgermeister, stellvertretende Bürgermeister 

 
(1) Der Bürgermeister erhält eine Aufwandsentschädigung als monatliche 

Pauschale in Höhe des Höchstsatzes der Entschädigungsverordnung.  
(2) Der Bürgermeister erhält auf Antrag eine monatliche Arbeitsmittelpauschale in 

Höhe von ?????? €. (unterschiedlich je Gemeinde zwischen 20,-- und 50,-- 
€/Monat) 
 Darüber hinaus werden dem Bürgermeister besonders erstattet: 

• bei dienstlicher Benutzung eines privaten Fernsprechers die Kosten der 
dienstlich geführten Gespräche und die anteiligen Grundgebühren  

• bei Benutzung eines Wohnraumes für dienstliche Zwecke die 
zusätzlichen Aufwendungen für dessen Heizung, Beleuchtung und 
Reinigung 

• die Kosten für die dienstliche Nutzung eines Privat-PKW 
 

           Diese Beträge können für monatliche Zahlungen pauschaliert werden. Für die  
           Pauschbeträge gilt, dass diese anhand von aussagekräftigen Unterlagen zu  
           ermitteln und in angemessenen Zeitabständen zu überprüfen sind. 
(3) Dem Stellvertreter des Bürgermeisters wird bei Verhinderung des 

Bürgermeisters für seine besondere Tätigkeit als Vertreter eine Aufwands-
entschädigung gewährt, deren Höhe von der Dauer der Vertretung abhängt. 
Sie beträgt für jeden Tag der Vertretung 1/60 (derzeit 1/30, das ist nicht 
zulässig) der monatlichen Aufwandsentschädigung des Bürgermeisters. 

 
 

§ 4 
Verdienstausfall- und Abwesenheitsentschädigung 

 
(1) Ehrenbeamten, Gemeindevertretern sowie ehrenamtlich tätigen Bürgern ist 

auf Antrag in der nachgewiesenen Höhe der entgangene Arbeitsverdienst aus 
unselbständiger Arbeit gesondert zu ersetzen. Ferner ist der auf den 
entgangenen Arbeitsverdienst entfallende Arbeitgeberanteil zur 
Sozialversicherung zu erstatten, soweit dieser zu Lasten der oder des 
Entschädigungsberechtigten an den Sozialversicherungsträger abgeführt wird. 
 

(2) Selbständige erhalten auf Antrag gesondert für den durch die Wahrnehmung 
des Ehrenamtes oder die ehrenamtliche Tätigkeit entstandenen Verdienstaus-



 

 

fall eine Verdienstausfallentschädigung, deren Höhe je Stunde im Einzelfall 
auf der Grundlage des glaubhaft gemachten Einkommens nach billigem 
Ermessen festgesetzt wird. Der Höchstbetrag der Verdienstausfallentschädi-
gung je Stunde beträgt 25,00 €, höchstens 200,00 € pro Tag. 
 

(3) Personen, die einen Haushalt mit mindestens zwei Personen führen und nicht 
oder weniger als 20 Stunden erwerbstätig sind, werden gesondert für die 
durch das Ehrenamt oder die ehrenamtliche Tätigkeit bedingte Abwesenheit 
vom Haushalt auf Antrag entschädigt. Anstelle dieser Entschädigung sind auf 
Antrag die angefallenen notwendigen Kosten für eine Vertretung im Haushalt 
zu ersetzen. 
 

(4) Leistungen nach Abs. 1 bis 3 werden nur gewährt, soweit die Wahrnehmung 
des Ehrenamtes oder der ehrenamtlichen Tätigkeit in den Fällen der Abs. 1 
und 2 während der regelmäßigen Arbeitszeit und in den Fällen des Abs. 3 
während der regelmäßigen Hausarbeitszeit erforderlich ist. Die regelmäßige 
Arbeitszeit und die regelmäßige Hausarbeitszeit sind individuell zu ermitteln. 

 
 

§ 5 
Ersatz für Betreuungskosten 

 
Ehrenbeamten, Gemeindevertretern sowie ehrenamtlich tätigen Bürgern sind auf 
Antrag die nachgewiesenen Kosten einer durch die Wahrnehmung des Ehrenamtes 
oder der ehrenamtlichen Tätigkeit erforderlichen entgeltlichen Betreuung von 
Kindern, die das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, oder pflegebedürftiger 
Familienangehöriger auf Antrag gesondert zu erstatten.  
Dies gilt nicht für Zeiträume, für die Entschädigung nach § 4 gewährt wird. 
 
 

§ 7 
Reisekostenvergütung 

 
Ehrenbeamte und ehrenamtlich tätige Bürger erhalten auf Antrag die Fahrkosten, die 
ihnen durch die Fahrt zum Sitzungsort und zurück entstehen, nach den Vorschriften 
des Bundesreisekostengesetzes erstattet, höchstens jedoch in Höhe der Kosten der 
Fahrt von der Hauptwohnung zum Sitzungsort und zurück. 
 
 

§ 8 
Gleichstellungsbeauftragte 

 
Die ehrenamtliche Gleichstellungsbeauftragte des Amtes erhält für die Teilnahme an 
den Sitzungen der Gemeindevertretung und der Ausschüsse ein Sitzungsgeld in 
Höhe von ?zur Zeit 10 €. Satz 1 gilt im Falle der Verhinderung der 
Gleichstellungsbeauftragten für ihre Stellvertreterin entsprechend. 
 
 
 
 
 



 

 

§  9 
Personenbezeichnungen 

 
Die Bezeichnung von Personen in dieser Entschädigungssatzung gilt für Frauen und 
Männer gleichermaßen. 
 
 

§ 10 
Inkrafttreten 

 
Diese Entschädigungssatzung tritt mit Wirkung vom           in Kraft. 
 
 
Sterup, den  
 
 
Wolfgang Rupp 
Bürgermeister 
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